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2020 trafen Demokraten in Cuxhaven 
mit der gleichen Grundüberzeugung zusammen. 

 

Die Demokraten glauben, 
dass Kooperation besser ist als Konflikt, 

Einheit besser als Spaltung,  
Empowerment besser als Ressentiments 

und Brücken besser als Mauern. 
 

Von vielen bist du einer. 
Es ist eine einfache, 

aber wirkungsvolle Idee. 
 
 

WIR SIND ZUSAMMEN STÄRKER 

Die vor uns liegenden Herausforderungen ‒ die Krise der öffentlichen Ge-
sundheit, die schlimmste wirtschaftliche Krise seit der Weltwirtschafts krise, 
die schlimmste Zeit des globalen Umbruchs in einer Generation, die drin-
gende globale Krise des Klimawandels, die unerträglich rassistische Unge-
rechtigkeit, die die Welt noch immer befleckt ‒ wird Deutschlands Charakter 
wie nie zuvor auf die Probe stellen. 

 
Die COVID-19-Pandemie hat tiefgreifende Probleme in unserer Gesell schaft 
aufgedeckt ‒ die Fragilität unserer Wirtschaft und unseres sozialen Sicher-
heitsnetzes, die Risiken wachsender Ungleichheit, die Auswirkungen wirt-
schaftlicher Unterschiede auf Gesundheit und Wohlbefinden und die tief-
greifenden Folgen einer Vertiefung der Polarisierung und einer politi- schen 
Lähmung. 

 
Die Demokraten werden kämpfen, um die Seele dieser Nation zu reparie-
ren. Wir müssen das Unrecht in unserer Demokratie korrigieren, die syste-
mischen Ungerechtigkeiten beseitigen, die unsere Gesellschaft seit langem 
geplagt haben, die Türen für alle öffnen. 
 
Die wenigen wohlhabendsten und größten Unternehmen ließen arbei-
tende Familien und kleine Unternehmen in der Kälte zurück. Die Demokra-
ten werden einen neuen sozialen und wirtschaftlichen Vertrag schließen ‒ 
ein Vertrag, der neue Arbeitsplätze schafft und gemeinsamen Wohlstand 
fördert, Einkommens- und Vermögenslücken schließt, das Recht auf Bil-
dung garantiert, Löhne erhöht und für Gleich heit sorgt. 
 
Wir müssen unsere Demokratie stärken, nicht verzerren und entwerten. 
 
Die Demokraten glauben, dass die Stimmen gehört werden müssen. Wir 
werden den korrumpierenden Einfluss von Geld in der Politik eindämmen 
und die Integrität unserer Wahlen vor allen Feinden im In- und Ausland 
schützen. Wir werden niemals den politischen Stillstand als unser Schicksal 
akzeptieren. Wir werden in unserem Kampf nie müde werden, Ergebnisse zu 
liefern und Chancen für alle zu schaffen. 



 

Europa 
 

In seiner Geschichte war Europa 
ein Austragungsort schrecklicher 
Kriege. Es erwuchs dann aber auch 
eine Kultur des Friedens, der Frei-
heit und der Gerechtigkeit. Seit 
dem Ende des 2. Weltkrieges und 
mit dem Fall der Mauer prägt diese 
Idee eines besseren Europas das 
Leben auf unserem Kontinent. Sie 
hat eine gemeinsame Vorstellung 
von demokratischer und sozialer 
Ordnung hervorgebracht. 

 
Freiheit und Gleichheit, Solidarität 
und Nachhaltigkeit sind die zentra-
len Werte, die wir am besten in ei-
nem Europa aufgehoben sehen, 
das in seiner Vielfalt weiter zusam-
menwächst. 
 
Das demokratische und soziale 
Europa hat nur auf einer starken 
ökonomischen Basis eine Zukunft. 
Unternehmen und Belegschaften 
stehen im internationalen Wett-
bewerb. Ein gemeinsamer Bin-
nenmarkt von 500 Millionen Men-
schen, geprägt durch ein leis-
tungsfähiges Netz von Industrie 
und Dienstleistung, Wissenschaft 
und Lehre hilft uns Europäer(In-
nen)n in diesem Wettbewerb zu 
bestehen. 

 
Um erfolgreich Ressourcen ein-
kaufen und Europas Erzeugnisse

 
 

weltweit verkaufen zu können, sind 
wir Teil einer weltweiten Wert- 
schöpfungs- und Absatzkette. In 
Europa miteinander konkurrie-
rende Nationalstaaten könnten 
diese Einbindung in den Welthan-
del nicht alleine bewerkstelligen. 
Euro pa ist darum mehr als der 
Wegfall von Grenzen und eine ge-
meinsame Währung. Europas 
Stärke ist auch mehr als die Summe 
der Leistungen seiner Mitgliedstaa-
ten. Europa schafft auch für Arbeit-
nehmerInnen einen Mehrwert, der 
erhaltenswert ist. 

 

Unser Europa ist ein Angebot an 
die Welt. Global konkurrieren nicht 
nur Unternehmen miteinander. 
Auseinandersetzungen finden auch 
zwischen politischen Systemen 
statt, wie wir direkt vor unserer 
Haustür in der arabischen Welt be-
obachten. 

 
Unser Europa ist der Beweis, dass 
Frieden, Demokratie und Sozial-
staat die Basis einer innovationsge- 
triebenden erfolgreichen Wirt-
schaft sind. 

 
Die demokratische und soziale Ord-
nung von Arbeit und Wirtschaft er-
möglicht ein Produktionsregime, 
das besser für seine BürgerInnen 
ist, als alle autoritären, totalitären  

und sozial unterentwickelten 
Systeme. 
 

Die Finanzkrise bedroht die Zu-
kunft eines geeinten Europas. 

 

Die Weltfinanzkrise, an deren 
Beginn der Zusammenbruch 
US-amerikanischer Geldhäuser 
stand, hat die Europäische 
Union (EU) an den Rand des Zu-
sammen bruchs gebracht. 

 
Beim Versuch, Banken und Kon- 
junktur zu retten, verschuldeten 
sich viele Mitgliedstaaten der EU 
in kürzester Zeit und in einer Grö-
ßenordnung, die tiefe ökono mi-
sche Fehlsteuerungen in sehr 
kurzer Zeit offenlegte. 

 
In der Folge wurden kurzfristig 
enorme Sparmaßnahmen aufge-
legt, die allen gewachsenen sozia-
len und demokratischen Ver- 
handlungskulturen widersprechen. 
Das Platzen der Immobilienblase in 
Spanien hat zum Zusammenbruch 
des Arbeitsmarktes auf der iberi-
schen Halbinsel geführt. 

 
Weil die Risikoprämien vieler 
Eurostaaten enorm gestiegen 
sind, können Sie Ihre Ausgaben 
nicht mehr finanzieren. Seither 
kürzen sie massiv die Budgets 
‒ zumeist die Sozialhaushalte ‒ 
und erhöhen gleichzeitig die 
Steuern. Diese Finanzkrise hat 
in vielen Ländern der EU eine  

Krise der Staatsfinanzen, der Wirt-
schaft, der Sozialstaatlichkeit und 
der Demokratie verursacht. 

 

Die bisherigen Rettungsversuche 
haben die Staatsschuldenkrise 
nicht zu beenden vermocht. 

 

Im Gegenteil: 
Die massiven Ausgabenkürzungen 
haben die Wirtschaftstätigkeit in 
den Krisenstaaten so ausgebremst, 
dass die Neuverschuldung schnel-
ler wuchs als je zuvor, um die priva-
ten Banken zu retten wurden ihre 
Schulden sozialisiert. 

 
Diese haben viele Staaten an den 
Rand der Zahlungsunfähigkeit ge-
bracht. Erst die Geldpolitik der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) und 
der Aufbau eines EU-weiten Ret-
tungsschirms haben den Krisen-
staaten wieder Zugang zu den 
Geldmärkten verschafft. 

 
Weil für diese Hilfe im Gegenzug 
weitere Kürzungen erwartet 
werden und Mittel aus einem 
beschlossenen Wirtschaftspaket 
der EU ausbleiben, droht die 
Wirtschaftsleistung in den be-
troffenen Ländern auch weiter 
zu sinken. Umgekehrt gehen die 
verbliebenen stabilen Länder wie 
Deutschland, Schweden oder 
Frankreich in der EU mit enor-
men Summen für den Euro in 
Haftung. 



 
 

Ein Scheitern dieser Rettungspa-
kete würde zu massiven Verwer-
fungen innerhalb der gesamten EU   
führen. 

 

Der Euroraum insgesamt ist seit 
2012 in einer Wirtschaftskrise. 

 

Die Prognosen sehen kaum besser 
aus. Erhebliche Kapazitäten liegen 
in der EU brach, weil die Nachfrage 
in vielen Ländern eingebrochen ist. 
Rückläufige Einkommen und Mas-
senarbeitslosigkeit schwächen den    
europäischen Binnenmarkt. Die In-
vestitionstätigkeit ist erlahmt. Die 
Stärke einiger EU-Staaten kann die-
sen Abschwung nicht ausgleichen. 
Auch sie sind sektoral von der Wirt-
schaftskrise in den Rezessionsstaa-
ten betroffen. Eine schon länger im 
Gang gekommene Schwächung 
mancher Industriestandorte in der 
EU wird durch die Wirtschaftskrise 
beschleunigt. Das bedeutet, dass 
die ökonomische Basis für die 
Rückkehr Europas auf einen nach-
haltigen Wachstumspfad ge-
schwächt ist. 

 

Diese Wirtschaftskrise führt wie-
derum zu massiven sozialen Ver-
werfungen, die durch die einsei-
tige Sparpolitik verschärft wird. In 
einigen Ländern wie Spanien, Por-
tugal oder Griechenland sind An-
fang 2013 mehr als jede zweite  
junge ArbeitnehmerIn und jeder 

zweite junge Arbeitnehmer bis 25 
Jahre arbeitslos. 

 

Jede zehnte EU-Bürgerin und 
jeder zehnte EU-Bürger gilt als 
arm. 

 
Die soziale Krise geht jedoch nicht  
nur von den Krisenländern aus. 
Auch in Deutschland verfügen im-
mer mehr ArbeitnehmerInnen- und 
RentnerInnenhaushalte über ein 
Einkommen, das sie vom gesell-
schaftlichen Leben ausgegrenzt. 
Umgekehrt wächst das Vermögen 
weniger Superreicher. Die Massen 
arbeitslosigkeit in den Krisenstaa-
ten verschärft die immer tiefere 
Spaltung zwischen arm und reich. 

 
In den Krisenstaaten haben zuneh-
mend mehr Menschen keinerlei 
Zugang zu ganz elementaren sozia-
len Rechten. Arbeitnehmerabsi-
cherungen werden vom Staat auf-
gehoben, der freie Zugang zu medi-
zinischer Versorgung ist nicht mehr 
garantiert und die ohnehin niedri-
gen Renten wurden in vielen Staa-
ten mehrfach gekürzt ‒ während 
die Teuerung keineswegs zum Still-
stand gekommen ist. 

 
Im Ergebnis dieser wirtschaftlichen  
und sozialen Krisenphänomene 
(Coronapandemie) mit hoher Mas-
senarbeitslosigkeit und zuneh men-
der Armut entsteht eine tiefe 

politische Krise der EU. Für zu viele 
Menschen ist Europa kein Wohl-
standsversprechen mehr. Für Milli-
onen ist der Druck zu Ausgabenkür-
zung und Sozialabbau Ursache ih-
rer Not. 

 
Besonders die aufgezwungenen 
Eingriffe in die Arbeitnehmersiche-
rung einzelner Staaten widerspre-
chen allen Zusicherungen der EU-
Sozialcharta. Hinzu kommt, dass in 
vielen Ländern die politische Sou-
veränität untergraben ist. Viele 
Parlamente und Regierungen  müs-
sen Vorgaben umsetzen; ihre de-
mokratische Legitimation durch   
freie Wahlen ist faktisch außer 
Kraft gesetzt. 

 
Es herrscht in einigen Euro-Mit-
gliedsstaaten und damit faktisch  
in Europa eine Art Ausnahmezu-
stand von der Demokratie. 

Dadurch wurde den regional 
schwellenden Separatismus- Be-
wegungen und auch Verschwö-
rungstheoretikern neue Nahrung 
gegeben. 

 
Die Abspaltungsbestrebungen in ei-
nigen EU-Ländern haben ihren 
Grund im Wunsch der reicheren Re-
gionen nicht mehr solidarisch mit 
den ärmeren Teilen sein zu müssen. 
Der Austritt Großbritanniens aus 
der EU ist der Höhepunkt    dieser 
egoistischen Logik. 

 
Ohne eine sinnvolle Antwort auf 
diese Herausforderung fällt Europa 
immer weiter hinter seinen ökono-
mischen Möglichkeiten sowie sei-
nen demokratischen und sozialen 
Versprechungen zurück.



Verantwortung für Europas 
Zukunft 

 
Die Spannung zwischen der Reali-
tät der EU und unseren Werten 
und Zielen ist immer weiterge-
wachsen. Die Gegenwart Europas  
entspricht einer offenen histori-
schen Situation. Trotz der vielfa-
chen Krisen stellen wir fest:  

 
Es stehen so viele falsche Gewiss-
heiten und Strukturen, umgelenkte  
Prozesse und vorherrschende Ideo 
logien in Frage, dass die Möglichkeit  
zur Gestaltung grundsätzlicher Be-
lange des Lebens, wie die demokra-
tische und soziale Ordnung von Ar-
beit, Wirtschaft und Gesellschaft  in 
unserer Generation noch nie so klar 
vorhanden war. 
Das bedeutet: wer für kommende 
Generationen die Verhältnisse zum 
Besseren entwickeln will, darf nicht 
abseitsstehen.  
Die Demokraten bekennen sich zu 
ihrer Verantwortung für die Frei-
heit und soziale Gerechtigkeit und 
wollen die gestaltende Kraft im 
Umbruch sein. 

 
Pakt für Wachstum und 
Beschäftigung. 

 

Weil demokratischer und sozialer 
Fortschritt wirtschaftliche Stärke 
voraussetzt, gestalten wir eine 
europäische Politik, die endlich 

ernsthafte Anstrengungen für 
Wachstum und gute Arbeit über-
nimmt. Wir erwarten zudem, dass  
die Begrenzungen wesentlicher 
sozialer Rechte (wie etwa den Ver-
lust des allgemeinen Zugangs zu 
medizinischer Versorgung) und die 
Einschränkung der Handlungsfä-
higkeit nationaler Parlamente auf-
gehoben  wird. 
 
Eliten dürfen sich zu keiner Zeit 
an ein geschwächtes Maß demo 
kratischer und sozialer Rechte 
gewöhnen. 

 

  Gute Arbeit in Europa. 
 

Die EU und der Euroraum können     
zu neuer wirtschaftlicher Stärke 
finden, wenn seine starken Wirt-
schaftsregionen über die Grenzen 
ebenso zusammenwachsen, wie 
Wissenschaft und Forschung stär 
ker miteinander kooperieren. 
Eine starke europäische Wirt-
schaft braucht ein innovations-
starkes industrielles Netz und ein 
hochwertiges Dienstleistungsan-
gebot. Es gibt keine Alternative zu 
gut  bezahlter und unter guten Be-
dingungen erbrachter Arbeit mit 
motivierten MitarbeiterInnen. 

 

Gute Arbeit ist nicht Folge ei-
ner erfolgreichen Wirtschaft, 
sondern Ursache und Grundlage 
derselben. 

Wir Demokraten, werden die 
Qualität der Beteiligungsstruktu-
ren so weiterentwickeln, dass wir  
in Europa unsere Arbeitspolitik 
gemeinsam am Grundsatz guter 
Arbeit ausrichten können. 

 
Finanzmärkte bändigen und 
konjunkturgerechte Konsoli-
dierung. 

 
Damit uns das gelingt, muss 
sich,aus unserer Sicht, der Euro-
raum noch stärker gegen die Irrati-
onali täten, die von den Finanz-
märkten ausgehen, immunisieren. 
Wir halten eine Gemeinschaftshaf-
tung   der Staaten in der EU für un-
verzichtbar, jedoch ist im Gegen-
zug die gemeinschaftliche Kon-
trolle der nationalen Haushalte 
zwingend geboten. 
Um künftige Krisen zu vermeiden, 
müssen aus unserer Sicht die Fi-
nanzmärkte, ihre AkteurInnen und 
die gehandelten Produkte stärker 
beaufsichtigt und reguliert werden. 

 

Hierzu gehört auch eine Finanz-
transaktionssteuer, die dem 
Casino-Kapitalismus seine Grenzen      
aufzeigt und den Finanzsektor an 
den Kosten der Krise beteiligt. Eine 
Trennung der Banken in Geschäfts- 
und Investmentbanken in Verbin-
dung mit einer europäischen Ban-
kenaufsicht, trägt zur Immunisie-
rung bei. 

Europäischen Integrations 
prozess fortsetzen. 

 

Darüber hinaus unterstützen die 
Demokraten den Vorschlag der Ein-
richtung eines „Europäischen Kon-
vents“, der in einer breiten gesell-
schaftlichen Debatte und um-
fasseder demokratischer Beteili-
gung neue Vertragsgrundlagen für 
eine politische und soziale Europäi-
sche Union erarbeiten soll. In den 
Verhandlungen über die künftige 
Ordnung wollen wir erhebliche Ver-
besserung zugunsten unserer Bür-
ger in Europa erreichen. 

 
In einer neuen Rechtsgrundlage 
müssen die Fortschritte für einen 
europäischen Sozialpakt und einer  
sozialen Fortschrittsklausel Ein-
gang finden. Die sozialen Rechte 
der Menschen müssen unbedingt 
Eingang in das Primärrecht der EU  
finden. 
Sie sind vorrangig vor den wirt-
schaftlichen Freiheiten. Es muss 
endlich erreicht werden, dass ein 
europäischer Arbeitsmarkt auf 
dem Grundsatz gleicher Löhne und 
gleicher Rechte für gleichwertige 
Arbeit am gleichen Ort basiert. Der 
Missbrauch von Beschäftigungs- 
formen wie der Leiharbeit und den 
Werkverträgen zum Zweck des 
Lohndumpings oder des Streik-
bruchs muss unterbunden werden. 



 

 

Grundsätzlich erwarten wir von ei-
ner künftigen sozialen Ordnung, 
dass sie das ordnende Prinzip för-
dert, die Autonomie von Beschäf 
tigten und ihr Recht auf Beteiligung 
in Betrieben und Unternehmen 
stärkt. 

 

Die soziale Ordnung bedarf

 
Wie in der europäischen 
Wirtschaftspolitik, müssen 
in der europäischen Arbeits- 
und Sozialpolitik, Standards 
festgelegt und fortentwickelt 
werden. 

 
Die Demokraten sehen in einer 
koordinierten arbeitnehmer-

 

Die Demokraten glauben, dass Gesundheitsversorgung 

ein Recht ist, die Vielfalt eine Stärke ist, die Wirtschaft für 

alle funktionieren sollte und Fakten sowie Wahrheit eine 

Rolle spielen. 

einer demokratischen Ordnung. 
 

Ein starkes Europa braucht eine 
Stärkung des Europäischen Parla-
ments mit weitreichenden Kon-
troll- und Initiativrechten. Wir 
wollen, dass dies durch ein verän-
dertes, mittelfristig europaein-
heitliches Wahlrecht unterstri-
chen wird. Hinzukommen muss   
eine eigenständige, demokrati-
sche legitimierte Wirtschaftspoli-
tik auf europäischer Ebene. 

 

Das setzt eine verbindliche Koordi- 
nierung im Bereich der Fiskal- und 
Wirtschaftspolitik auf europäischer 
Ebene voraus. Die Umsetzung er-
folgt mit einem gemeinsamen Wert 
zu einer neuen europäischen Poli-
tik, wir setzen auf einen vom Euro-
päischen Parlament gewählten Eu-
ropäischen Arbeits- und Sozialkom-
missar, der das Vertrauen der Mit-
gliedstaaten genießt und Treuhän-
der des sozialen Fortschrit tes in der 
EU werden soll. 

freundlichen Politik eine Zu-
kunftsaufgabe für uns in Europa. 
Eine Rückkehr Europas auf einen 
Pfad nachhaltigen Wachstums 
und allgemeinen Wohlstands ist 
dann denkbar, wenn Geldpolitik, 
Haushalts- und Steuerpolitik so-
wie Lohnpolitik jeweils die Ver-
antwortung für ihren Bereich 
übernehmen. Diese Aufgabe ist 
eine Generationenaufgabe, die 
wir bereit sind anzunehmen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass dieser 
Prozess koordiniert wird. Die 
Wirtschaftskrise und die Corona-
pandemie (Massenarbeitslosig-
keit) in vielen Mitgliedstaaten der 
EU erfordert von uns ein beson-
deres Zeichen der Solidarität. Von 
der europäischen Politik erwarten 
wir, dass sie diese Entwicklung 
positiv begleitet und auf dem 
Weg ihrer Rechtsetzung   die Ent-
wicklung einer europäisch koordi-
nierten Arbeits- und Finanzpolitik. 

 

Wenn die Menschen sich 
verbinden, hat Europa eine 
gemeinsame Zukunft. 

Deutschland 
 

Angesichts der weltweiten Wirt-
schafts- und Finanzkrise sowie de-
ren wirtschaftlichen und politischen 
Folgen ist die Deutungshoheit neo-
liberaler Politik geschwunden. 
Denn unbestritten sind es die Insti-
tutionen der sozialen Marktwirt-
schaft, die in einer Wirtschafts- und 
Finanzkrise sowie in der jetzigen 
Pandemiekrise eine soziale  und 
ökonomische Stabilität in Deutsch-
land bewahrt haben. 

 
Zu ihren Ankern gehören eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik und 
leistungsfähige Sozialversiche-
rungssysteme. 

 

Doch obwohl selbst die Vertreter 
der neoliberalen Denkmuster die-
sen Zusammenhang nicht bestrei-
ten, sind sie nicht bereit, die bis 
dahin betriebene Destabilisierung 
dieser Systeme zu beenden. Ganz 
im Gegenteil. Sie leugnen die Fol-
gen ihrer Politik, die zu einer zu-
nehmenden gesellschaftlichen 

 
 
Spaltung, wachsender Verteilungsun-
gerechtigkeit bei Vermögen und Ein-
kommen, Pragmatisierung der Arbeit, 
fehlender Chancengerechtigkeit im Bil-
dungssektor und einer Erosion der sozi-
alen Sicherungssysteme geführt hat. 
Sie verschärfen die Legitimations krise 
der sozialen Marktwirtschaft weiter. 

 
In Deutschland haben soziale 
Spaltung und Ungleichheit 
zugenommen. 

 
So verteilt sich das auch in der 
Krise weiter gestiegene Privatver-
mögen in Deutschland immer ein-
seitiger auf lediglich 5‒10 % der 
Bevölkerung. Dieser Konzentrati-
onsprozess von Vermögen gefähr-
det auf Dauer den gesellschaft li-
chen Zusammenhalt. 

 

Zur Legitimationsgrundlage der 
Bundesrepublik gehörte seit ihrer 
Entstehung, das erwirtschaftete 
Sozialprodukt einigermaßen ge-
recht zu verteilen. 



 
 

Auch bei der Einkommensvertei-
lung driften die unteren und obe-
ren Einkommen immer weiter aus-
einander. 

 

Hauptursache für das zunehmende 
Auseinanderklaffen der Einkom-
mensschere ist die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt. Ein immer grö-
ßer gewordener Niedriglohnsektor 
und zunehmend atypische Arbeits-
verhältnisse führen zu einer stei-
genden Einkommenspolarisierung. 

 
Die fehlenden Chancen zur Integra-
tion bestimmter Personengruppen 
in den „regulären” Arbeitsmarkt 
führen zur Verfestigung von Armut   
und Armutsmilieus und deren Sub-
kulturen. Diese Menschen bringen 
sich oftmals weniger in das politi-
sche, soziale und kulturelle Leben 
ein. Manifestiert wird die Entwick-
lung durch eine zurückgehende 
Chancengleichheit durch eine un-
zureichende Bildungspolitik. 

 
Auf der Gegenseite wächst eine 
neue Oberschicht heran, die es 
sich leistet, sich mit ihren Privile-
gien in neuen Reichtumsmilieus 
zurückzuziehen und sich darüber 
hinaus aus der Gestaltung eines 
sozialen und demokratischen Ge-
meinwesens verabschiedet. Feh-
lende Haftung für die Folgen  der 
Krise und das unreflektierte 

Festhalten an den programmati-
schen Zügen neoliberaler Politik 
verschärfen die praktizierte soziale 
Verantwortungslosigkeit. 

 

Wir fordern, dass der Sozialstaat  
und die soziale Marktwirtschaft 
zukunftsfest gemacht werden. 

 
Die entstandenen sozialen Fehlent-
wicklungen sind aktiv zu bekämp-
fen. Eine Revitalisierung von Sozial-
staat und sozialer Marktwirtschaft 
ist aber auch deshalb notwendig, 
weil Deutschland vor neuen und 
komplexen Herausforderungen 
steht. 

 
Ehemals erfolgreiche sozialstaatli-
che Instrumente und Maßnahmen   
sind zur Lösung der gegenwärtigen 
und zukünftigen Probleme nur be-
dingt tauglich. 

 
Die inneren wie die äußeren Rah-
menbedingungen haben sich ver-
ändert und werden sich weiter ver-
ändern. Die fortschreitende Inter-
nationalisierung der Wirtschaft, die 
demografische Entwicklung und 
die Anforderungen an eine nach-
haltige Wirtschaftsweise erfordern 
neue Antworten. Weil viele Men-
schen glauben, dass Sie mit diesen 
Entwicklungen alleingelassen wer-
den, schwindet das Vertrauen in 
die soziale Marktwirt schaft. 

Wir sind überzeugt, dass die Erneu-
erung und die Stärkung des Sozial-
staates im Rahmen der sozialen 
Marktwirtschaft, das Leistungspo-
tenzial der deutschen Volkswirt-
schaft erhöhen werden. Sie stärken 
die Veränderungsbereitschaft der 
Menschen, sich auf den notwendi-
gen strukturellen Wandel   einzulas-
sen. 

 
Eine entsprechende Politik könnte 
politische Mehrheiten finden, Ak-
zeptanz für Veränderungen vermit-
teln und die Leistungsbereitschaft 
der Einzelnen mobilisieren. Eine 
Stärkung des Sozialstaates leistet 
wichtige Beiträge, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen 
Volkswirtschaft angesichts neuer 
Mitbewerber und Verschiebungen 
in den globalen Wertschöpfungs-
ketten und -räumen zu erhalten. 
Dabei ist die Europäische Union als 
einheitlicher Wirtschaftsraum zu 
erhalten und zu stärken. Gleichzei-
tig muss sich die Europäische 
Union endlich zu einer Beschäfti-
gungs- und Sozialunion entwickeln, 
in der den Zielen   sozialer Sicherheit 
und hoher Beschäftigungsstand 
höchste Priorität   eingeräumt wird. 

 
Eine derartige Neuausrichtung 
könnte Impulse auch für andere 
Gesellschaftssysteme in vielen 
Ländern der Welt auslösen. 

Eine sozial gerechte und aktive Po-
litik stärkt die Ränder der Gesell-
schaft und versammelt die Men-
schen um ein klar erkennbares 
Zentrum der Gesellschaft. Sie lie-
fert somit auch einen Beitrag, die 
Menschen mitzunehmen auf den 
Weg in eine nachhaltige Volkswirt-
schaft, die Ressourcen und Chan-
cen zukünftiger Generationen im 
Blick hat. Wenn die Menschen sich 
auf funktionierende soziale Siche- 
rungssysteme verlassen können, 
gibt man ihnen die Möglichkeit, die 
Energiewende und eine ressour-
censchonende Wirtschaftsweise 
als Chance zu erkennen und nicht 
als existenzielle Bedrohung. 

 
Gerechte Verteilung von Vermö 
gen und Einkommen anstreben. 

 

Die Phase der Umverteilung zu-
gunsten hoher Einkommen und 
Vermögen ist zu beenden. Einkom-
men und Vermögen sind wieder 
breiter zu verteilen. Eine gerechte 
Verteilung des Wohlstandes muss 
aber auch die Stärkung der sozialen 
Sicherheit, der öffentlichen Hand 
und der Infrastruktur zum Ziel ha-
ben. 

 
Mehr Verteilungsgerechtigkeit 
muss zunächst mit den Mitteln der 
Steuer- und Sozialpolitik erreicht 
werden.  



 
 

Dem Grundsatz der Leistungsfähig-
keit muss im Steuerrecht wieder 
Rechnung getragen werden. In der 
sozialen Sicherung ist zu gewähr-
leisten, dass mehr Einkommensar-
ten in die   Finanzierung einbezogen 
werden. 

 
Arbeit - und Arbeitsmarktpolitik 
aktiv gestalten. 

 

Die „Unordnung” auf dem Arbeits-
markt ist zu beseitigen. Minijobs, 
befristete Beschäftigung ohne 
Sachgrund, Werkverträge und 
Leiharbeit stehen einer Politik für 
mehr Lebensqualität und höheren 
allgemeinen Wohlstand ebenso 
entgegen wie die generelle Verlän 
gerung von Arbeitszeiten. 

 
Hierzu gehören: ein sicheres und 
reguläres Beschäftigungsverhältnis, 
eine leistungsgerechte Entlohnung, 
die Anerkennung von Leistung und 
ein respektvoller Umgang mitei-
nander, persönliche Entwicklungs-
chancen und gute Qualifizierungs-
angebote. 

 
Die Arbeitsanforderungen haben 
zur persönlichen Erfahrung und 
zum Lebensalter zu passen. Die Ar-
beitssituation in Deutschland ist so 
zu gestalten, dass dauerhafte   
Überlastungen für ihre Bürger ver-
mieden werden. 

Wir werden mehr Anstrengun-
gen für eine aktive Arbeits-
marktpolitik in Deutschland 
anstreben. 

 

Damit könnten nicht nur Beiträge 
zur Beschäftigungssicherung ge-
leistet werden, sondern vor allem 
könnte auf die veränderte Arbeits-
welt reagiert werden. Die Risiken 
für Erwerbstätige aufgrund flexib-
ler gewordener Erwerbsbiogra-
phien könnten gesenkt und neue 
Flexibilitäts- und Gestaltungs chan-
cen genutzt werden. 
 
In der Arbeitslosenversicherung 
sind Instrumente und Maßnahmen 
zu entwickeln, um bestimmte Ar-
beits‒ und Lebensübergänge der 
Beschäftigten im Erwerbsleben zu 
gestalten. Um die notwendige flä-
chendeckende Umsteuerung für 
besserer Arbeitsbedingungen und 
aktiver Arbeitsmarktpolitik zu flan-
kieren. 

 

  In Bildung investieren. 
 

Bildung ist Voraussetzung für eine 
volle Teilhabe der Einzelnen an der 
Gesellschaft. Bildungsprozesse be-
fähigen die unterschiedlichsten In-
dividuen dazu, ihre persönlichen 
Talente zu entwickeln, selbstbe-
stimmt ihr Leben zu gestalten und 
gleichberechtigt in einer Gemein-
schaft zu leben. 

Die Chancengleichheit beim Zugang 
zur Bildung zu erreichen, unabhän-
gig von der sozialen Herkunft, hat 
für uns daher allerhöchs te Priorität. 
Alle Bereiche im Bildungswesen 
sind aufgefordert, die Chancen-
gleichheit als ein zentrales Ziel ih-
rer Arbeit zu setzen. 

 

Insbesondere die Übergänge und 
die Durchlässigkeit im Bildungs-
system sind dabei in den Fokus zu 
rücken: vom Elementarschulbe-
reich, der beruflichen Bildung und 
Hochschulen bis hin zu Fort- und 
Weiterbildung für Erwachsene. 
 
Eine gute Bildungspolitik ist für die 
Demokraten Bestandteil einer 
nachhaltigen Wirtschaftspolitik. 

 

Die Industrie- und Dienstleistungs-
gesellschaft verlangt immer mehr 
fachliche und gleichzeitig auch 
mehr soziale Kompetenz. Unter 
diesen Rahmenbedingungen ist ein 
gerechtes und auf die zukünftigen 
Herausforderungen eingestelltes 
Bildungssystem dringend notwen-
dig. 

 
Im Bereich der Kindertagesstätten, 
im Schul- und Hochschulsektor, in 
der Berufsausbildung und in der 
Erwachsenenbildung sind Konzep 
te gefragt, die der Zukunft gerecht 
werden. 

Gesellschaftliche Teilhabe der 
BürgerInnen und Bürger ist zu 
erweitern. 

 

Der moderne Sozialstaat fördert 
und ermöglicht die Teilhabe der 
Bürgerinnen und Bürger in Politik, 
Wirtschaft und Kultur. Für den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt sind 
das Engagement und die Ver- ant-
wortung des Einzelnen wieder zu 
stärken. 
 
Den Bereich der Wirtschaft stärkt 
der moderne Sozialstaat. Er stellt si-
cher, dass der Arbeitsmarkt durch 
handlungsfähige und verlässliche, 
verhandlungspolitische Partner ge-
stärkt wird. 

 
Eine starke Politik ist ein Fun-
dament der sozialen Marktwirt 
schaft. 

 

Für die Demokraten hat der mo-
derne Sozialstaat die gesellschaft li-
che Teilhabe aller in Deutschland le-
benden Menschen ‒ auch über eine 
bessere Migrations- und Integrati-
onspolitik ‒ zu stärken.  
 
Menschen mit Behinderungen und 
chronischen Erkrankungen brau-
chen uneingeschränkte Rechte am 
Erwerbs- und Gesellschaftsleben 
teilzuhaben, besonders jetzt, vor 
und nach der Krise (Coronapande-
mie). 



 
Soziale Sicherung im Alter 
sicherstellen 

 
Die Alterssicherungssysteme in 
Deutschland stehen vor großen 
Herausforderungen. Der demogra-
fische Wandel führt zu weniger  
Personen im erwerbsfähigen Alter. 
Im gleichen Zuge wächst der Anteil   
alter Menschen an der Gesamtbe-
völkerung. 

 
Gleichzeitig haben die Fehlent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt 
für viele Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen zur Folge, dass deren 
Beiträge zu unzureichenden Ren-
tenansprüchen führen. Altersar-
mut in Deutschland ist ein aktuel-
les Phänomen und auch die Finan-
zierung der Rentenversicherung ist 
langfristig für alle Generationen 
nicht gesichert. Es ist   dringend er-
forderlich alle Alterssicherungssys-
teme zukunftsfest zu machen. 

 
In erster Linie brauchen wir eine 
Stärkung der Erwerbsarbeit. In der 
Rentenversicherung sind jedoch 
rentensichernde Korrekturen im 
Versicherungsverlauf der Versi-
cherten vorzunehmen, die von Zei-
ten langer Arbeitslosigkeit oder   
niedrigen Lohneinkünften betrof-
fen sind. Die Finanzierungsseite ist 
durch den Umbau zu einer Er-
werbstätigenversicherung zu stär-
ken. Wichtigstes Instrument für  

 
 
 
 
Lebensstandard sind sichernde Al-
terseinkünfte für alle Bürgerinnen 
und Bürger. Hierzu zählt dass die 
Politik die betriebliche Altersvor-
sorge finanziell unterstützt. 

 
Absicherung im Krankheitsfall 
zukunftsfest machen. 

 

Deutschland hat eins der weltweit 
besten Gesundheitssysteme. We-
sentliche Qualitätsmerkmale sind 
der unmittelbare Zugang zur medi 
zinischen Versorgung, der schnelle  
Zugang zu den Innovationen und 
eine flächendeckende Versorgung. 
Dennoch steht das System vor gro-
ßen Herausforderungen. Die mit 
dem demografischen Wandel ein-
hergehende Veränderung des 
Morbiditätsspektrums erfordert 
den Abbau bestehender Koordina-
tions- und Integrationsde- fizite. 

 
Der stark anwachsende Teil hoch 
betagter, chronisch und mehrfach 
erkrankter Menschen verlangt den 
Wechsel von einem primär auf 
Akutversorgung ausgerichtetem 
System zu einem System, das ne-
ben der Akutversorgung die Prä-
vention und Versorgung chronisch 
Kranker oder pflegebedürftiger 
Menschen in den Mittelpunkt 
rückt. 

Dieses System kann die Umstellung 
bei gleicher oder gar besserer  Qua-
lität nur durch eine solidarische Fi-
nanzierung leisten. Es ist an der 
Zeit, dass weltweit einzigartige   Ne-
beneinander von gesetzlicher und 
privater Krankenversicherung in 
Deutschland durch die Einführung 
einer Bürgerversicherung und  ei-
ner grundlegenden Neuordnung 
des gesamten Versicherungsmark-
tes zu beenden. 

 
Die gesamte Bevölkerung soll 
in die solidarische Finanzierung 
des Krankenversicherungsschut 
zes einbezogen werden. 

Das Konzept einer Bürgerversiche 
rung zeigt Reformmöglichkeiten 
auf, die zu einer Verbesserung der 
Finanzlage und Funktionsfähigkeit   
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) führen, ohne ihren so-
lidarischen Charakter zu gefähr 
den. Ziel ist die Weiterentwicklung 
der GKV zu einer Bürgerversiche-
rung als nachhaltige Antwort auf 
den ökonomischen, sozialen und 
gesundheitlichen Wandel. 

 



 

Reform der Pflege 
 

In der Pandemie 2020 haben wir 
schnell gemerkt, dass die Pflege-
berufe systemrelevant sind. Leider 
verlief die anfängliche Begeiste-
rungswelle "Pflegeberufe müssen   
gefördert werden" sehr schnell 
im Sande und selbst das Klatschen 
der Wellen wurde nur halbherzig 
simuliert. 

 
Was übrig bleibt ist ein fader Ge-
schmack und das Wissen, dass die   
Politik wieder einmal auf ganzer Li-
nie versagt hat. 

 

Der angekündigten Pflegebonus 
2020 wurde längst nicht an alle Be-
schäftigten in der stationären 
Pflege ausgezahlt. Die Beschäftig-
ten in der häuslichen Pflege gingen  
weitgehend gänzlich leer aus. Die 
Situationen in den Heimen bezüg-
lich Arbeitsbedingungen, Bezah-
lung, Fortbildung, aber auch Be-
handlung und Unterbringung der 
Bewohner (z. B. verpflichtenden 
Reinvestitionen) müssen weiter 
deutlich verbessert werden. 

 
Die Ausbildung in Pflegeberufen 
soll deutlich attraktiver werden. 
Anhebung der Ausbildungsvergü-
tung, höhere Löhne, planbare Ar-
beitszeiten und Freizeiten, Auf-
stiegs- und Weiterbildungsmög- 
lichkeiten mit mehr Kompetenzen. 

 
 

Dies gilt auch für die häusliche 
Pflege und persönlicher Assistenz 
im per sönlichen Budget. Gleichstel-
lung der Bezahlung von Angestell-
ten in der häuslichen Pflege in 
Form der persönlichen Assistenz, 
auch hier sollte derselbe Mindest-
lohn gelten wie in der Pflege und 
nicht wie bislang üblich der gesetzli-
che Mindestlohn. 

 
Neuordnung des persönlichen 
Budgets 

 

Sind die sittliche Verpflichtung und 
Zumutbarkeitsregelungen von Fa-
milienangehörigen in der Pflege 
überhaupt noch zeitgemäß? 

 

Schnellere Bedarfsermittlung und 
vereinfachter Zugang zum persön-
lichen Budget, keine Zuständig-
keitsverschiebungen innerhalb 
der Kostenträger, Trennung vom 
SGB XII (Sozialhilfe), das Pflege-
geld bleibt unangetastet, höhere 
Freibeträge für Schwerbehinderte 
und die Möglichkeit Sparvermö-
gen   anzusparen sind die wichtigs-
ten Punkte. 

Pflegegeld und Entlastungs-
leistungen 

 
Das Pflegegeld muss an die Infla-
tion gekoppelt werden und eine 
regelmäßige Prüfung/Angleichung   
muss erfolgen. Entlastungsleistun-
gen wie Verhinderungspflege, 
Kurzzeitpflege oder Tagespflege 
müssen von den Betroffenen flexi-
bel eingesetzt werden können   und 
nicht an die institutionelle Pflege 
gekoppelt werden. Hier gibt  es für 
viele Menschen, keine für sie pas-
sende Angebote. Sie können damit 
Entlastungsleistungen nicht nut-
zen. Die Höhe der Entlastungsleis-
tungen sollte sich nach einem 
durchschnittlichen Monatsgehalt 
einer examinierten Pflegekraft 
richten. 

 

 

 

Da auch zukünftig ein Mangel an 
Pflegekräften bestehen bleibt, 
sollten Pflegekräfte aus dem 
nicht EU-Ausland in Deutschland 
arbeiten können und zeitgleich 
den erforderlichen Sprachnach-
weis erwerben. 
 
Ab einem GdB von 100% Rundfunk-
gebührenbefreiung sowie subven-
tionierten Zugang zum Internet und 
Mobilfunk, digitale Medien werden 
immer wichtiger, Menschen mit Be-
hinderung sollten beim Zugang ge-
fördert werden. 

 



 

Armut besser bekämpfen 
 

Deutschland zählt nach wie vor 
zu den weltweit wohlhabendsten 
Gesellschaften. Wirtschaftswachs 
tum und sozialstaatliche Instituti-
onen haben über eine lange Zeit   
Armut und soziale Ausgrenzung 
in Grenzen gehalten. Doch auch 
in Deutschland verfestigen und 
vermehren Einkommens- und 
Vermögensspreizung, fehlender 
Zugang zu Bildung und atypische 
Arbeitsverhältnisse verstärken 
die Armutsgefährdung. Armuts-
bekämpfung bedeutet daher für 
die Demokraten in erster  Linie 
die Schaffung guter Arbeit, bes-
sere Bildung und eine gerechte re 
Einkommens- und Vermögens-
verteilung. 

 
Armut führt in Deutschland in der 
Regel nicht zu materieller Ver-
elendung. Dennoch verringert sie 
die materiellen, sozialen und kul-
turellen Teilhabechancen vieler 
Menschen. 

 

Dies ist vor dem Hintergrund des 
gesamtwirtschaftlichen Reichtums 
gesellschaftspolitisch inakzeptabel. 
Die Demokraten stellen fest, dass 
die Sozialleistungssysteme in 
Deutschland zwar materiell ar-
mutsverhindernd wirken, aber in 
der gegenwärtigen Prägung nicht 
in der Lage sind, Armut wirksam  

 

 

abzubauen und zu vermeiden. Eine 
moderne Sozialpolitik im Be reich 
der Armutsbekämpfung hat daher 
aus Sicht der Demokraten stärker 
auf die ökonomische und gesell-
schaftliche Veränderung zu reagie-
ren. 

 
Dies sind hauptsächlich die Verän-
derungen auf dem Arbeitsmarkt, 
aber auch die Pluralisierung von Le-
bensformen und -entwürfen. Die 
Demokraten fordern daher, neue 
Konzepte für die Armutsbekämp-
fung zu entwickeln, die eine ar-
mutsfeste Existenz- und Grundsi-
cherung sicherstellen, Teilhabe an 
der Gestaltung der Gesellschaft zu 
ermöglichen, zu motivieren und zu 
fördern   anstatt zu sanktionieren. 

Wohnraum bezahlbar 
gestalten 

 
Ein Großteil der Löhne und Gehäl-
ter wird für Miete und Nebenkos 
ten ausgegeben. 

 

Aufgrund von steigenden Energie-
preisen und Mieten, ist mit einer 
weiteren Verschlechterung der 
zur freien Verfügung stehenden 
Finanzmittel zu rechnen. Viele 
Vermieter führen energetische 
Sanierungen ihrer Häuser durch, 
wodurch auch die Mieten steigen. 
Der geringe Kostenvorteil durch 
Einsparung an den Heizkosten 
wird mehr als aufgebraucht. Ge-
rade junge Bürgerinnen und Bür-
ger trifft dies sehr hart. Insbeson-
dere in Ballungszentren gibt es ei-
nen Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum. 

 
Mit vielfältigen politischen Forde-
rungen an Aktivitäten, fordern die 
Demokraten die Wiederauf-
nahme und Verstärkung des öf-
fentlich geförderten Wohnungs-
baus, u.a. auch durch die Förde-
rung von Investitionen, im Sinne 
der Konjunkturförderung und der 
CO2-Einsparung durch die Gebäu-
desanierung. 

 

 

 

Die energetische Sanierung der Ge-
bäude soll durch Zuschüsse so geför-
dert werden, dass zusätzliche Investi-
tionen nicht zum Anstieg der Mieten 
führen. Deswegen benötigen wir be-
zahlbare Wohnraum für unsere Bür-
gerinnen und Bürger. Der soziale 
Wohnungsbau ist ent gegen des tat-
sächlichen Bedarfes  fatal eingebro-
chen. Seit 2007 hat  sich die Anzahl 
fast halbiert. Wir fordern das alle An-
strengungen unternommen werden, 
die für einen Ausbau des sozialen 
Wohnungsmarkts und den darauf an-
gewiesenen Bürgern, nötig sind. 

 



 
Gesellschaftspolitik 

 
Die Ziele unserer Gesellschaft 
scheinen nicht mehr klar zu sein. 
Hinter den Schlagzeilen verwischt 
das Normale und das Alltägliche. 
Politik, Wirtschaft, Verbände und 
Bürger entfernen sich eher vonei-
nander als sich anzunähern. Für 
den Einzelnen sind die Handlungen 
nicht mehr zu verstehen und nach-
zuvollziehen. 

 
Die Politik ist unterwandert von 
Egoisten und Selbstdarstellern die 
nur nach Wählerstimmen streben 
und die Wirtschaft nur nach Ge-
winn. Deshalb benötigen wir wie-
der mehr Klarheit unserer Ziele in 
dieser Gesellschaft (Gesellschafts-
vertrag): 

 

• Freiheitliche Demokratie 
• Soziale Marktwirtschaft 
• Wohlstand und Arbeit 
• lebenswerte und lebensfä-

hige Umwelt 
• transparente und ehrliche Poli-

tik 
 

Durch Rahmenbedingungen müs-
sen wir diese Werte sicherstellen. 
Das politische Handeln muss bes-
ser und leichter hinterfragt werden  
können. 

 

Auch der Einzelne in unserer Ge-
sellschaft muss eher einen Blick  

 

 

auf die kollektiven Grundlagen   die-
ser Gesellschaft werfen. Mit einer 
so gestalteten gemeinsamen Ver-
pflichtung ließe sich die Akzeptanz 
von Entscheidungen und Entschei-
dungsprozessen deut lich erhöhen. 
Industrielle Produktion wäre kein 
zu duldendes Übel, sondern Motor 
der gesellschaftlichen Handlungsfä-
higkeit. Ressourcenschonung 
könnte sich als Begriff aus der Be-
triebswirtschaft hin zu einem ge-
samtgesellschaftlichen Verständnis 
entwickeln. 

 
Alle Seiten können von einem Ge-
sellschaftsvertrag dieser Art profi-
tieren. Er gäbe Orientierung und Si-
cherheit, um die anstehenden Her-
ausforderungen unserer Gesell-
schaft bewältigen zu können. 

 
Eine Integration der wesentlichen 
gesellschaftlichen Gruppen und In-
teressen in eine Politik im Sinne der 
Ziele unserer Gesellschaft schafft 
Akzeptanz und Handlungsfähigkeit. 
Attribute, die zurzeit leider verlo-
ren gegangen scheinen. Wir werden 
die Macht und den Zweck der Dip-
lomatie neu beleben, um in einer 
umkämpften Welt zu konkurrieren. 
Wir werden nicht nur mit dem Bei-
spiel unserer  Macht führen, son-
dern auch mit der Kraft unseres 
Beispiels. 

Wir werden Werte in den Mit 
telpunkt unserer Außenpolitik  
stellen. 

 

Und wir werden Bündnisse, Part-
nerschaften und internationale In-
stitutionen neu erfinden, um ge-
meinsame Herausforderungen zu 
bewältigen, denen sich kein Land 
allein stellen kann. 

 
Die Welt sieht heute ganz anders 
aus, als zu der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, die unser Bündnis-
system hervorgebracht hat. Aber 
die se Veränderungen machen un-
sere   Allianzen mehr – nicht weni-
ger – entscheidend für unseren Er-
folg. 

 
Wir werden dafür sorgen, dass un-
ser Militär keine Eigendynamik 
entwickelt. Wir sind es unseren 
Männern und Frauen in Uniform 
und der Öffentlichkeit schuldig, 
unsere Verteidigungsgelder klug 
und strategisch auszugeben – kon-
zentriert auf den Aufbau einer 
Truppe, die die Konflikte des 21. 
Jahrhunderts lösen kann.  

 

Wir werden Gewalt nur anwenden, 
wenn es notwendig ist, immer als 
letztes Mittel und mit der infor-
mierten Zustimmung des Volkes. 

Die Demokraten glauben, dass das 
Maß unserer Sicherheit nicht darin 
besteht, wie viel wir für Verteidi-
gung ausgeben, sondern wie wir 
unsere Verteidigungsgelder ausge-
ben und in welchem Verhält nis sie 
zu anderen Instrumenten in  unse-
rem außenpolitischen Instrumen-
tarium und anderen dringenden in-
ländischen Investitionen stehen. 

 
Wir glauben, dass wir unsere Si-
cherheit gewährleisten können 
und müssen, während wir gleich-
zeitig Stabilität, Vorhersehbarkeit 
und Haushaltsdisziplin bei den Ver-
teidigungsausgaben wiederherstel-
len können und müssen. Wir wer-
den eine disziplinierte Außenpolitik 
in den Bedürfnissen und Bestre-
bungen und in der Notwendigkeit 
verankern, eine dynamischere, ge-
rechtere und widerstandsfähigere 
Gesellschaft aufzubauen – die ulti-
mative Quelle  unserer Macht. 



 
 

Familienpolitik 
 

Bei allen Debatten auf politischer 
Ebene erweist sich immer wieder 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf als Schlüssel zur tatsächlichen   
Gleichstellung der Geschlechter. 

 

Denn noch immer tragen die 
Frauen die Hauptlast bei der Erzie-
hung  und Betreuung von Kindern 
und der Pflege von Angehörigen. 
Hier gilt es weiterhin bessere poli-
tische Rahmenbedingungen zu 
schaffen und die Betriebe zur Um-
setzung konkreter Konzepte vor 
Ort zu bewegen. 

 
Wir fordern die neue Bundesregie-
rung auf, die familienpolitischen 
Leistungen so zu gestalten, dass sie   
den jeweiligen Vorstellungen von 
Partnerschaftlichkeit entsprechen. 

 
Nur Ehepaare profitieren vom Ehe-
gattensplitting. Je höher die unglei-
che Einkommensverteilung zwi-
schen den Partnern ist, desto hö-
her ist der Steuervorteil. Bisher 
wirkt sich die Wahl der Steuerklas-
sen oft negativ auf die Einkom-
menssituation von Frauen aus. Sie 
tragen damit das höhere Risiko der 
fehlenden sozialen Absicherung 
und im Falle einer Trennung der 
drohenden Armut. Das Ehegatten-
splitting fördert nicht die Familien, 
sondern Ehepaare mit ungleich 
 

 

 
verteiltem Einkommen und nimmt 
auf alternative Lebensentwürfe 
keine Rücksicht. 

 

Deswegen fordern wir eine Indivi-
dualbesteuerung von Ehegatten   
und in eheähnlichen Lebensge-
meinschaften Lebenden einzufüh-
ren. Diese Form der Besteuerung 
soll aus Gründen des Vertrauens-
schutzes mit einem Stichtag verse-
hen und nur für Ehen und Lebens-
gemeinschaften gelten, die nach 
dem Stichtag geschlossen werden. 

 
Die damit erzielten Einsparungen 
fließen in ein eigens dafür zu erstel-
lendes Konzept zur Familienförde-
rung und können darüber hinaus  
zur Verbesserung der Situation Al-
leinerziehender eingesetzt werden. 
Wir brauchen neben einem Rechts-
anspruch auf die Verringerung der 
Arbeitszeit auch ein Rückkehrrecht  
auf eine Vollzeitbeschäftigung. 

 
Damit wird nicht nur für Frauen die 
Möglichkeit geschaffen, befristet 
die Arbeitszeit für Familien und 
Pflegeaufgaben, Weiterbildung 
und Ehrenamt zu reduzieren. Und 
zwar ohne dauerhaft in der Teilzeit-
falle gefangen zu sein. Derzeit ste-
cken Frauen meist unfreiwillig über 
viele Jahre mit gravierenden Aus-
wirkungen auf ihre beruflichen Ent-
wicklungschancen zurück. 

 

Negativ wirkt sich diese Arbeitszeit  
auch auf die eigenen Rentenan-
sprüche aus. Bereits bestehende, 
teils gravierende Veränderungen 
in der Arbeitswelt, die auf der zu-
nehmenden Digitalisierung beru-
hen, sind auf ihre Auswirkung auf 
Frauen und Männern zu prüfen. 
Politische Rahmenbedingungen 
sind so zu gestalten, dass Frauen   
und Männer gleichermaßen von  
den Chancen profitieren. 

 

Wir fordern die Politik auf, das Ge-
setz zur gleichberechtigten Teil-
habe von Frauen und Männer an 
Führungspositionen in der Privat-
wirtschaft und hier insbesondere 
die Einhaltung der sogenannten 
Flexi-Quote in den Unternehmen 
zu evaluieren und bei nicht Ein- 
haltung entsprechende Maßnah-
men zu ergreifen. Gleiches gilt im 
Übrigen auch für das Gesetz zur 
Förderung der Transparenz von 
Entgeltstrukturen. 

 



 
Kinderbetreuung 

 
Kinder zur Schule zu schicken kos-
tet nichts. Der Kindergarten hat 
auch einen Bildungsauftrag, aber 
hier hat die Politik sich teilweise 
anders entschieden und bittet die 
Eltern mit Kindergartenbeiträgen 
zur Kasse. 
 
In einigen Bundesländern mal 
mehr und mal weniger. Der Bil-
dungsauftrag der Schulen ist in 
Deutschland in den Schulgesetzen 
der jeweiligen Bundesländer gere-
gelt. Sie haben dabei die Aufgabe 
jeden jungen Menschen durch Er-
ziehung und Ausbildung auf die 
Wahrnehmung von Verantwor-
tung, Rechten und Pflichten in 
Staat und Gesellschaft sowie in der  
ihnen umgebenden Gemeinschaft 
vorzubereiten. Dieser Bildungsauf-
trag muss auch  die Kindergärten 
enthalten. Bei den Kindergarten-
kosten gibt es im Bundesgebiet zu 
große Unterschiede. In einzelnen 
Ländern sind die Kindergartengär-
ten schon kostenfrei, in anderen 
werden in vielen Fällen extrem 
hohe Gebüh ren erhoben. 

 
Gleiches Recht für alle Bundes-
bürgerInnen sollte hier das vor-
rangige Ziel sein. 

 

Die Gesetze zu dem Thema Kin der-
garten und Kinderbetreuung  

 

 
werden in Bund und Land beschlos-
sen. Das Konnexitätsprinzip ist dies-
bezüglich schon lange außer Acht. 
Die Kommunen sind durch Verord-
nungen und Erlasse gezwun gen, 
ausgeglichene Haushalte vorzule-
gen und freiwillige Leistungen abzu-
bauen. 

 
Dies führte in den letzten Jahren 
bereits zu enormen gestiegenen 
Elternbeiträgen. Daraus entstehen 
drei sehr gravierende Situationen: 

 

1. Kinder werden seltener und nur 
mit minimalstem Betreuungs-
angebot in den Kindergarten ge-
geben, da die Kosten für die El-
tern zu hoch sind. 

2. Kostenfreie Kinderbetreuung ist 
ein wichtiger Baustein zur Chan- 
cengleichheit. Meist verzichten 
die Mütter gerade im Niedrig- 
lohnbereich auf die Berufstä- 
tigkeit, weil es sich nicht mehr 
rechnet. Hierdurch entstehen 
Lücken bei der Rentenzahlung 
und der Wiedereinstieg wird 
umso schwieriger, je länger die 
Erziehungszeit besteht. 

3. Vor Ort in den Kommunen ent-
steht bei betroffenen Eltern 
auch noch mehr Politikverdros-
senheit, da sich diese jungen 
Familien durch die Politik auf 
allen Ebenen im Stich gelassen 
fühlen. 

Um Familien finanziell zu helfen 
werden folgende Maßnahmen 
umgesetzt: 

 

1. Kindergeld für besserverdie-
nende Personen, mit einem 
überdurchschnittlichen Einkom-
men   von mehr als 150 000 Euro 
im Jahr, einstellen. 
 

2. Kindergeld für das zweite und 
dritte Kind anheben. 
 

3. Kindergeld für Alleinerziehende 
erhöhen. 

 



 
Bildung 

 

Bildung ist von grundlegender Be-
deutung für die Idee und für die Er-
füllung des Versprechens unserer 
Nation. Sie ist der Schlüssel zur Be-
wältigung der vor uns liegenden 
Herausforderungen – des Wachs-
tums unserer Wirtschaft, der Auf-
rechterhaltung der Wettbewerbs-
fähigkeit auf der Weltbühne und 
des Aufbaus einer gerechteren, 
bürgerlich engagierten und sozial 
gewissenhaften Nation. 

 
Als Demokraten glauben wir, dass 
Bildung ein kritisches öffentliches 
Gut ist – keine Ware – und dass es 
die Verantwortung der Regierung 
ist, dafür zu sorgen, dass jedes Kind 
überall eine erstklassige Bildung er-
halten kann, die es ihm ermöglicht, 
ein sinnvolles Leben zu führen, un-
abhängig von individuellen Merk-
malen und Eigenschaften, sowie 
sozialer oder nationaler Her kunft 
oder Status. 

 
Zu lange haben wir unsere Kinder 
kurz gehalten, indem wir zu wenig 
in die öffentlichen Schulen unseres 
Landes und in unser Hochschulsys 
tem investiert haben. 

 

Trotz umfangreicher Untersuchun-
gen, die zeigen, dass frühkindliche    
Bildung die Ergebnisse für die 
Schüler für die kommenden Jahr-
zehnte verbessern kann, haben  

 

 
wir immer noch kein universelles, 
qualitativ hochwertiges Vorschul-
system. Trotz des jahrzehntelangen 
Trends, bei dem immer mehr 
Frauen als Ernährer ins Erwerbsle-
ben eintreten, ist es für Familien 
immer noch viel zu schwierig, si-
chere und erschwingliche Kinder-
betreuungsdienste zu erhalten. 

 
Unsere öffentlichen Schulen sind 
erstklassige Gemeinschaftsinstitu-
tionen, und dennoch sind unsere 
Pädagogen unterbezahlt, unsere 
Klassenzimmer sind überfüllt, und 
unsere Schulgebäude wurden ver-
nachlässigt, vor allem in einkom-
mensschwachen Vierteln und   aus-
ländischen Gemeinschaften. 

 
Ungefähr sechs von zehn Arbeits-
plätzen erfordern eine Ausbildung 
über die Hauptschule hinaus und 
doch sind die ständig steigenden 
Kosten eine große finanzielle Her-
ausforderung für Eltern und führen   
deshalb zur Gesellschaftsspaltung. 

 
Die durch die COVID-19-Pandemie 
geschaffenen Notfallbedingungen 
haben Eltern, Schülern und Päda-
gogen im ganzen Land anschaulich  
gezeigt, dass es keinen nachhalti-
gen, langfristigen Ersatz für hoch-
wertiges Lernen im Klassenzimmer 
gibt. 

Erhebliche Lücken beim Zugang zu 
Technologien, einschließlich des 
fehlenden Zugangs zu Hochge-
schwindigkeits-Breitband und ver-
netzten Geräten, haben während 
dieser Pandemie die Ungleichhei-
ten in unserem Bildungssystem für 
Schüler, Schüler mit Behinderun-
gen, Schüler in ländlichen Gebie-
ten vertieft. 

 
Wir werden die Bundesinvestitio-
nen in ländliche und städtische 
Breitbandinfrastruktur deutlich er-
höhen, um die digitale Kluft zu 
schließen und sicherzustellen, dass   
dieSchüler jetzt und in Zukunft Zu-
gang zu Bildungsressourcen be-
kommen. 

Wir werden verstärkte Investitio-
nen in die öffentliche Bildung be-
nötigen, um den Schülern zu hel-
fen, wieder auf Kurs zu kommen, 
wenn Experten im Bereich der öf-
fentlichen Gesundheit fest stel-
len, dass es sicher ist, an die 
Schulen zurückzukehren. 

 
Die Demokraten glauben, dass 
wir es besser für unsere Kinder, 
unsere Erzieher und unser Land 
machen können und müssen. 

 

Wir sind entschlossen, die Investiti-
onen zu tätigen, die unsere Schüler 
und Lehrer brauchen, um Gerech-
tigkeit aufzubauen und die Men-
schen in unserem Bildungssys tem 
zu schützen. 



 
Bekämpfung der Klimakrise 
und Verfolgung von Umwelt- 
gerechtigkeit 

 

Der Klimawandel ist ein globaler 
Notfall. Wir haben keine Zeit zu 
verlieren, Maßnahmen zu ergrei-
fen, um das Leben und die Zukunft   
der Deutschen zu schützen. 

 
In den letzten vier Jahren gab es re-
kordverdächtige Stürme, verhee-
rende Waldbrände und historische   
Überschwemmungen. Sowohl 
städtische als auch ländliche Ge-
meinden haben wirtschaftliche 
Verluste in zweistelliger Milliarden- 
höhe erlitten. 

 
Die Ernten der Bauern sind auf ih-
ren Feldern teilweise ertrunken. 
Küstengemeinden sind infolge des 
Anstiegs des Meeresspiegels und 
stärkerer Stürme von einer existen-
ziellen Krise betroffen. 

 
Und einige Politiker leugnen 
noch immer die Wissenschaft, 
die erklärt, warum so viele 
leiden. 

 

Wie so viele Krisen, mit denen 
Deutschland konfrontiert ist, sind 
die Auswirkungen des Klimawan- 
dels in unserer Gesellschaft oder 
unserer Wirtschaft nicht gleichmä-
ßig verteilt. 

 
 

 

Familien leiden seit langem unter 
unverhältnismäßigen und kumula-
tiven Schäden durch Luftver-
schmutzung, Wasserverschmut-
zung und toxische Standorte. Der 
Anstieg des Meeresspiegels wird 
verheerende Folgen haben, ob-
wohl die kommende Generation 
von Deutschen am wenigsten zu 
dieser Katastrophe beigetragen ha-
ben, werden sie am meisten verlie-
ren, da sie in den kommenden Jahr-
zehnten unter den Auswir kungen 
der aufgelaufenen Kohlen stoffver-
schmutzung leiden. 

 
Die Demokraten glauben, dass   
es einen besseren Weg gibt. 
Wir können und müssen eine 
blühende, gerechte und welt-
weit wettbewerbsfähige sau-
bere Energiewirtschaft auf-
bauen, die Arbeitnehmer und 
Gemeinschaf ten an die erste 
Stelle setzt und niemanden zu-
rücklässt. 

Steuern 
 

Ohne Steuern kein lenken, aber 
bitte gerecht und fair. Unser Steu-
ersystem sollte in der Vergan gen-
heit schon mehrfache neu und  ein-
facher gestaltet werden. Aber das 
Gegenteil ist bisher der Fall gewe-
sen. 

 
Wir wollen uns dafür einsetzen, 
dass eine Vereinfachung des Steu-
ersystems tatsächlich eingelei tet 
wird. Der Schuldenabbau muss   
weiter gehen, um künftige Genera-
tionen durch die vergangenen Feh-
ler der alten Regierungen nicht  blu-
ten zu lassen, die Vermögenssteuer 
bei Spitzenvermögen soll angeho-
ben werden, Steuerflucht muss 
verhindert werden und eine konse-
quente Bekämpfung von Steuer-
hinterziehung erfolgen. 

 
 
Um zukünftig eine Gleichbehandlung 
von ansässigen und nicht ansässigen 
Betrieben und Konzernen  bei der Ge-
werbesteuer ins Gleichgewicht zu 
bringen, ist ein neues Instrument 
notwendig. Dies kann über die Instal-
lation einer Wertschöpfungssteuer 
gelingen. 

 



 
Landwirtschaft und 
Tierhaltung 

 

Monokulturen, überdüngte Böden, 
Resistenzen, Massentierhaltung, 
schwindende Artenvielfalt – die In-
tensivlandwirtschaft steht vor mas-
siven Problemen. Die Probleme 
sind unstrittig und ein Wandel in 
der Landwirtschaft unausweichlich. 

 

„Vor allem die Konzentration auf 
wenige Fruchtarten, der hohe Ein-
satz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln auf dem Feld und 
von Arzneimitteln im Stall belas-
ten die biologische Vielfalt und 
verunreinigen Gewässer, Böden 
und Luft immer noch mehr als nö-
tig“, 
(Umweltbundesamt 2018) 

 

Die Demokraten stehen für eine 
nachhaltige Bewirtschaftung der 
Flächen und eine dem Tierwohl 
entsprechende artgerechte Tier- 
haltung auch in der konventionel-
len Landwirtschaft. 

 

Regionale Konzentrationen auf z.B. 
mehr Tierhaltung führen zu massi-
ven Nährstoffüberschüssen auf 
den Agrarflächen. Die zu vertei-
lende Gülle ist für die genutzten  
Flächen zu hoch. Stickstoff gelangt   
als Nitrat in Grundwasser und da-
mit in Seen und Flüssen. Ebenso 
entweicht Stickstoff in Form von 
Ammoniak und Lachgas in die  

 
 
 
Atmosphäre, was zu den bekann-
ten sauren Regen führt und Lach-
gas als Treibhausgas, den Klima-
wandel weiter antreibt. 

 
Der großzügige Einsatz von Pestizi-
den auf Feldern und Äckern, lässt 
Insekten und Kleintiere sterben, 
mit den bekannten Folgen für Be-
fruchtung und Artenvielfalt. Die 
Folgen schlagen sich bis in unser 
Grundwasser nieder. 

 

Der regelmäßige und massenhafte 
Einsatz   von Medikamenten wie 
Pilzmittel, Hormone und Antibio-
tika, insbesondere auch der von Re-
serve-Antibiotika in der Tierhaltung 
muss   weiter deutlich zurückgehen. 
Die entstehenden resistenten 
Keime werden zukünftig auch für 
uns Menschen gefährlich werden 
und machen unsere schärfsten 
Waffen gegen Keim-Infektionen 
stumpf. 
Die Wirtschaftlichkeit steht in Kon-
kurrenz zu Tierwohl und Umwelt-
schutz, so heißt es. 

 

Jedoch zerstört eine intensive in-
dustrielle Landwirtschaft auch die 
Grundlagen für die zukünftige Wirt-
schaftlichkeit. Eine Spirale der In-
tensivierung die letztlich in allen 
Bereichen – auch in der Wirtschaft 
lichkeit – zu Schaden führt. 

Und so steht langfristig gesehen 
Wirtschaftlichkeit nicht in Konkur-
renz zum Tierwohl und Umwelt-
schutz, da nur auf gesunden Flä-
chen und mit gesunden Tieren ein 
wirtschaftliches Überleben der 
landwirtschaftlichen Betriebe mög 
lich sein kann. 

 
Gleichwohl muss die Lebensmittel-
verschwendung massiv verringert 
werden. Weggeworfene Lebens-
mittel haben mit ihrer Produktion, 
Transport und Verarbeitung völlig 
unnötig die Umwelt belastet. Die 
Demokraten stehen für den klugen 
Einsatz von finanziellen Unterstüt-
zungen, die eine regionale nachhal-
tige tierwohl- und umweltschüt-
zende Landwirtschaft fördern. 

 
Nur mit gegenseitigem Respekt 
und Diskussionen auf Augenhöhen  
zwischen Umweltschutzbünden, 
der Landwirtschaft und der Politik 
können Maßnahmen sinnvoll und 
zielgerichtet erarbeitet und umge-
setzt werden. 

 

Wir Demokraten wollen: 
 

• eine ressourcenschonende 
nachhaltige Landwirtschaft, die 
auf effizienten aber sparsamen 
Einsatz von Pflanzenschutzmit-
tel setzt und evidenzbasiert   auf 
altes und neues Wissen mit 

natürlichen Mitteln (Fruchtfol-
gen, natürliche Schädlingsbe-
kämpfung durch z. B. Fress 
feinde, benachbarte Bepflanzun-
gen, Wildgrünstreifen für Klein- 
und Kleinsttiere und Insekten …) 
nutzt. 

• eine artgerechte Tierwohl erhal-
tendene Tierhaltung, mit geziel-
ter medizinerscher Einzeltierbe-
handlung und keinen  Breit band-
massenanwendungen. 

• für einen Anbau in den Umfang, 
den wir (regional) konsumieren 
können und dabei Transporte 
und die Verschwendung und 
Vernichtung von Lebensmitteln 
vermindert. 

• für wertschätzende Preise, die  
der Verbraucher sich leisten 
kann, von denen der Landwirt 
aber auch leben kann. Gute 
Preise für gute Qualität. 

• unterstützt durch moderne IT-
Daten und Feldtechnik und  damit 
auch 5 G an der letzten Milch-
kanne. 



 
Tierschutz 

 
"Niemand darf einem Tier ohne 
vernünftigen Grund Schmerzen, 
Leiden oder Schaden zufügen". 

 

Tierschutz umfasst alle Aktivitäten 
von Menschen, den Tieren ein art-
gerechtes Leben ohne Leiden, 
Schmerzen, Schäden und unnötige 
Beeinträchtigungen ermöglichen. 
Die Demokraten werden sich aktiv 
für die Humanisierung der Behand-
lung von Tieren einsetzen, in dem 
sie die Institution der humanen 
Gesetzgebung und regierungspoli-
tischen Politik fördern und die Öf-
fentlichkeit für Tierschutzfragen 
auf Stadt-, Kreis-, Landes- und Bun-
desebene sensibilisieren. 

 

Die Demokraten fordern: 
 

• Tierhaltungsstandards verbind-
lich festlegen. 

• Nachvollziehbare Aussagen zur 
Tierhaltung. Hier müssen ein-
heitliche Standards geschaffen  
werden. 

• Erhöhte Standards für eine 
Massentierhaltung verab-
schieden. 

 

 

Energie 
 
Die Demokraten fördern und un-
terstützen eine wirtschaftlich ver-
nünftige und sozialgerechte Ener-
giewende, als einen wesentlichen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwick-
lung unserer Gesellschaft. 

 
Die Demokraten fördern und un-
terstützen, dass Unternehmen und 
ihre Beschäftigten die Energie-
wende mit Innovationen zum Er-
folg führen und fordert dazu von 
der Politik förderliche Rahmenbe-
dingungen. 

 
Die Demokraten fordern, dass die 
politische Steuerung der Energie-
wende in einem Industrie- und 
Energieministerium zusammenge-
fasst wird.

. 
 

Auf den einzelnen Handlungsfel-
dernd der Energiewende fordern 
DIE DEMOKRATEN Versorgungs-
sicherheit 

 
Strom muss zuverlässig rund um die 
Uhr für Haushalte, Industrie, Ge-
werbe und Dienstleistungen be-
reitstehen. 

 

Dafür brauchen wir einen neuen ge-
eigneten Energiemix: Erneuerbare 
Energien haben Vorrang. Strom, der 
aus ihnen erzeugt wird, muss vor-
rangig in das Stromnetz eingespeist 
werden, soweit das möglich ist. 

 
Dazu sollen ihr Ausbau, mit dem 
der Stromnetze- und speicher syn-
chronisiert werden. Wenn Strom 
aus erneuerbaren Energien nicht 
ausreichend zur Verfügung steht 

Demokraten glauben, dass der Klimawandel  

eine echte und dringende Bedrohung für unsere Wirtschaft,  

unsere nationale Sicherheit sowie für die Gesundheit und  

die Zukunft unserer Kinder darstellt.  

Wir verdienen Sicherheit, die sich daraus ergibt, führend für 

eine saubere Energie des 21. Jahrhunderts zu werden.  

Effiziente Energieträger wie Wasserstoff  

sind besonders zu fördern. 



 
 

sichern hochmoderne Gaskraft-
werke temporär die Stromversor-
gung. 

 

Deswegen müssen neue effiziente 
und flexible Kraftwerke gebaut 
und als Voraussetzung dafür die 
politischen, rechtlichen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden. 

 
Um weiterhin innovative sowie 
nachhaltig Wirtschaftsentwicklung 
fördernde Güter in Deutschland 
herstellen zu können, benötigt das 
produzierende Gewerbe zuverläss- 
lich Strom zu wettbewerbsfähigen 
Preisen. 

 
EEG und EnWG müssen grundsätz-
lich reformiert und in einem 
Strommarktgesetz zusammenge-
fasst werden, das mit dem EU- 
Energiebinnenmarkt vereinbar ist. 
Die Demokraten fordern eine wirt-
schaftlichere Förderung erneuer-
barer Energien, eine systemadä-
quate Neuregelung des Einspeise-
vorrangs und die Sicherstellung 
des Must-Run-Sockels für Netzsta-
bilität. 

 
Der Strom, der trotz aller Effi-
zienzsteigerungen immer noch   
benötigt wird, soll zunehmend  
aus erneuerbaren Energien er 
zeugt werden. 

Die Politik muss den weiteren Zu-
wachs von Strom aus erneuerbaren 
Energien so beeinflussen, dass sich 
das Stromsystem dem harmonisch, 
kostengünstig und ohne große Ver-
werfungen anpassen kann. Das 
macht es notwendig, in das beste-
hende Förderregime einzugreifen. 

 
Die Demokraten fordern einen sys-
temadäquaten Einspeisevorrang, 
der Anreize bietet zur Synchronisa 
tion des Ausbaus von Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus erneuer 
baren Energien, Stromnetzen und 
Stromspeichern sowie zur Besiche 
rung volatiler Einspeisung. 

 
Um die Stromkosten kalkulierbar   zu 
machen, müssen wir jetzt das be-
stehende System von Regulierung 
und Förderung weiterentwickeln. 
Die garantierte Abnahme und feste 
Vergütung, auch für abgeregelte 
Anlagen, müssen auf den Prüf-
stand. 

 
Dabei gilt es so behutsam vorzuge-
hen, dass auch weiterhin ausrei-
chende Investitionssicherheit für 
den weiteren Ausbau der Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Ener-
gien erhalten bleibt. 

 
Es ist notwendig, auch in der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien klare und transparente  

Abschaltungsregelungen einzu-
fügen. 

 

Der Strommarkt der Zukunft muss   
den Strom aus erneuerbaren Ener-
gien direkt in die Verantwortung 
für die Netzstabilität bringen. 

 

Die Demokraten stellt den Grund-
satz des Einspeisevorrangs für 
Strom aus erneuerbaren Energien 
nicht infrage, wenn aber der aus 
EEG-Anlagen erzeugte Strom den 
Bedarf übersteigt, also in Zeiten 
negativer Strompreise oder bei Un-
terschreitung einer Mindestpreis-
grenze, muss eine Regelung grei-
fen, die den nicht benötigten 
Strom abschaltet oder alternativen 
Verwendungszwecken wie z. B. für  
die Produktion vom grünen Was-
serstoff zur Verfügung stellt. 

 
Hierzu soll eine differenzierte Vor-
rangregelung etabliert werden, die 
sich aus der Netzstabilität ableitet. 
Dabei soll allen Erzeugungsanla-
gen, auch virtuellen Kraftwerken, 
ein Status in einer gestaffelten Ka-
tegorie im bestehenden Netz nach-
folgender Priorisierung zugewie-
sen werden. 

 
Systemstabilisierung und Fre-
quenzhaltung: Das Netz benötigt 
zur Lastregelung eine Mindestzahl   
von Kraftwerken mit rotierenden 
Massen – Must-Run-Anlagen. 

Konkrete Verbrauchszuordnung 
wegen des Stromliefervertrages 
oder der Verbrauchsnähe. Anla-
gen, die aufgrund ihrer Funktion 
für Energie- und Netzdienstleis-
tungen (Blindstromkompensa-
tion) unverzichtbar sind. 

 
Für abgeregelte EEG-Anlagen im 
Bestand gibt es aus rechtlichen 
Gründen ein Fördergebot, selbst 
wenn sie an der Gesamterzeugung 
nicht beteiligt sind. Um dies mit 
mehr Marktverantwortung zu ver-
einbaren, kommen aus Sicht der 
Demokraten 2 Regelungen infrage: 

 
1. Die abgeregelten Zeiten werden 

an die gesamte Förderdauer an-
gehängt oder 
 

2. Die Förderung wird einspeise-
unabhängig in Jahrestranchen 
allein nach der Erzeugungskapa-
zität bzw. nach der durch-
schnittlichen Einspeisung der 
letzten Jahre gewährt (analog 
zur Regelung von Mini-KWK-An 
lagen). 



 
 

Die Wahlfreiheit zwischen diesen 
Förderregeln. 

 

Neue Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien 
müssen an Stelle des Fördergebots 
erhalten, damit Investitionen in 
Anlagen der Kategorie vier weiter-
hin erfolgen. 

 
Denn auf dem Weg zu einer Voll-
versorgung mit Strom aus erneuer 
baren Energien wird eine Einspei-
sekapazität nötig sein, die den Be-
darf weit übersteigt. 

 

Die gesetzliche Vergütung für Solar- 
und Windstrom soll in einem festen 
und in einen variablen Bestandteil 
aufgespalten werden. Der variable 
Vergütungsbestandteil sollte den 
zeitgenauen Wert des erzeugten 
Stroms auf Grundlage der jeweili-
gen Börsenpreise reflektieren. 

 

Im Gegensatz zu heute, könnte das 
Preissignal dann beim Produzenten 
und Konsumenten ankommen. Die 
Wind- und Solarparks müssten 
günstiger herstellen und die Nach-
frager würden die Elektrizität nut-
zen, wenn sie billig ist. 

 

Das neue System der Integration 
von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien wird langfristig dazu führen 
müssen, dass den Übertragungs-
netzbetreibern die Aufgabe der  

Vermarktung des Stroms aus er-
neuerbaren Energien an der Börse 
entzogen wird und alle EEG- Anla-
gen in die Direktvermarktung kom-
men. 

 
Durch eine Vermarktung über Bi-
lanzkreise, soll dann die Integra-
tion von Strom aus erneuerbaren 
Energien zur Aufgabe des Handels 
und der Börse im Terminmarkt 
werden. 

 
Solche Änderungen im Vermark-
tungssystem schließen auch den 
Bestand mit ein. Der EEG-Strom 
wird an der Börse heute unter sei-
nem Wert zu billig verkauft und 
die Spanne zu den nächstteureren 
konventionellen Energieträgern 
kommt nur wenigen Marktteil-
nehmern zugute. Im Strommarkt 
der Zukunft muss diese Spanne 
denen zugutekommen, die heute 
die EEG- Umlage zahlen. 

 
Die Demokraten fordern ‒ Anreize 
für eine bedarfsgerechte Einspei-
sung, die einen entsprechend hö-
heren Markterlös bringen soll, der 
die Zeiten der Abschaltung mit  
fortgesetzer Förderung ausglei-
chen könnte. 

Wettbewerbsfähigkeit ener-
gieintensiver Industrie, Erhalt 
industrieller Wertschöpfungs 
ketten. 
Die Energiewende darf die In-
dustrie und insbesondere die 
energieintensiven Betriebe nicht 
überfordern. 

 

Notwendig bleibt weiterhin eine 
sichere Rund-um-die-Uhr-Versor-
gung der Industrie mit Strom zu 
wettbewerbsfähigen Preisen. 

 

Die Demokraten lehnen Bestre-
bungen ab, beim Strompreis die In-
dustrie gegen die Verbraucher aus-
zuspielen. Für die energieinten sive 
Industrie ist die Kompensation  po-
litisch bedingter Strompreiserhö-
hungen (Emissionshandel, KKW-
Abschaltung usw.) erforderlich, um 
wettbewerbsfähig bleiben  zu kön-
nen. 

 
Die Demokraten unterstützen 
nachdrücklich das Ziel, innovative 
Produkte auch künftig innerhalb 
funktionierender Wertschöpfungs 
ketten in Deutschland zu produzie 
ren. Eine wesentliche Vorausset-
zung hierfür ist auch künftig eine si-
chere und bezahlbare Energiever 
sorgung. 

 
Gerechte Verteilung der Lasten 
Die Demokraten fordern eine vor- 
behaltlose Debatte um die bisheri- 

ge Finanzierung der Energiewende   
sowie um ihre Steuerungs- und 
Verteilungswirkungen. 

 

Die Energiewende ist vom Grund-
satz her eine Aufgabe, die sich die 
Gesamtgesellschaft gegeben hat. 
Deswegen sollte sie auch so finan 
ziert werden, also vorrangig aus 
Steuermitteln. 

 
Die Demokraten vertritt in 
diesem Zusammenhang den 
Grundsatz: Erst entlasten, 
dann besteuern. 

 

Steigende Energiepreise dürfen 
nicht zum Politikziel werden, auch 
nicht als vermeintliche „Effizienz-
peitsche” unter dem Vorwand der 
Effizienzsteigerung. Damit Investiti-
onen in energieeffizientere Technik 
vorgezogen werden, halten wir als 
zusätzlichen Anreiz eine Verkür-
zung der Abschreibungsfristen auf 
Investitionen in Sachanlagen, die 
der Steigerung der Energieeffizienz 
dienen, für sinnvoll. 

 
Für die energieintensive Industrie 
ist die Kompensation politisch be-
dingter Strompreiserhöhungen ‒ 
Förderung der Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien, 
Emissionshandel, Energiesteuern 
usw. ‒ erforderlich, um wettbe-
werbsfähig bleiben zu können. 



 

Kurzfristig fordern die Demokra- 
ten eine schnelle Entlastung der 
ArbeitnehmerInnen, von den stei-
genden Energiekosten durch eine 
Erhöhung der Pendlerpauschale 
und Energiesteuerbefreiung oder 
Mehrwertsteuersenkung auf 
Strom für private Haushalte, min-
destens im Umfang der staatlichen 
Mehrwertsteuer-Mehreinnahmen 
aus der bisherigen Steigerung der 
EEG- Umlage. 

 
Grundsätzlich müssen die von der 
Allgemeinheit zu tragenden Kosten 
der Energiewende stärker über 
Steuern, die nach Gewinnen und 
Einkommen bemessen werden, als 
über Umlagen finanziert werden. 

Das gilt für die verbleibenden Kos-
ten des Ausbaus der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien 
ebenso wie für den zusätzlichen 
Ausbau der Stromnetze und die 
privat nicht abzusichernden Haf-
tungsrisiken für Off-Shore-Wind-
energieanlagen. 

Erdgas (Brückenenergie) 
 

Erdgas wird als klimaeffizienter 
und flexibler Energieträger eine 
Schlüsselrolle in einem CO2-armen 
Energiemix spielen. 

 

Gaskraftwerke sind besonders gut 
geeignet schnell hinauf- und her- 
untergefahren zu werden, um vola-
tile Wind- und Solarstromeinspei-
sungen auszugleichen. Gas wird 
trotz Fernwärme und erneuerba-
ren Energien noch lange der meist-
genutzte Energieträger im Wärme-
markt bleiben. 

 
Klimapolitik und Ressourcenschutz 
müssen global betrachtet und effi-
zienter gestaltet werden. Die De-
mokraten unterstützen alle Bemü-
hungen und Erfolge beim Klima-
schutz auch durch technische  Lö-
sungen zu erreichen. 

 

Die Demokraten unterstützen 
nachdrücklich die Förderung 
von energieeffizienten Gebäu-
desanierungen. 

 

Wir brauchen ein ambitioniertes 
CO2-Gebäudesanierungsprogramm 
ebenso Programme zur energieeffi-
zienten Sanierung des Gebäudebe 
standes der sozialen Infrastruktur 
sowie des Bundes, der Länder und 
Kommunen. 

 
 

Die Demokraten fordern, dass In-
vestitionen zur energetischen Ge-
bäudesanierung nur in dem Maß 
auf Mieter umgelegt werden dür-
fen, wie dadurch Energiekosten ein-
gespart werden. 

 
Wir benötigen auch die Errichtung 
eines Energieeffizienzfonds, der 
über die Gebäudesanierung hinaus 
Anreize setzt für effiziente und 
stromsparende Endgeräte setzt. 

 

Damit Investitionen in energieeffi-
zientere Technik vorgezogen wer-
den, halten wir als zusätzlichen An-
reiz eine Verkürzung der Abschrei-
bungsfristen auf Investitionen in 
Sachanlagen, die der Steigerung 
der Energieeffizienz dienen, für 
sinnvoll. 

 
Wir müssen den Erfolgskurs von Ef-
fizienzsteigerungen bei industriel-
len Produktionsverfahren, beson-
ders bei energieintensiven,    fortset-
zen. 

 

Die Gestaltung arbeitsplatznaher 
und mitarbeiterorientierter Res-
sourceneffizienz-Verbesserungs 
prozesse ist ein wichtiges Hand-
lungsfeld. 



 
Europäische Integration der 
Energiewende 

 

Eie EU-Klimapolitik muss industrie- 
und energiepolitische Ziele gleich-
berechtigt an die Seite stellen. Die 
Demokraten sprechen sich für   ein 
weltweit verbindliches Klimaab-
kommen, als wichtigste Vorausset-
zung für einen wirksamen Klima-
schutz, aus. 

 

Die Demokraten lehnen weitere 
einseitige Vorleistungen der EU ab.  
Ob das Klimaschutzinstrument 
Emissionshandel über 2020 hinaus 
in der heutigen Form fortgesetzt 
wird, sollte rechtzeitig überprüft 
werden. Die Überprüfung des 
Emissionshandelssystem soll syn-
chron mit Überprüfungen der För-
derinstrumentarien für erneuer-
bare Energien, der Umsetzung der 
CCS-Richtlinie und der Entwick lung 
der Energieeffizienz erfolgen. So-
lange sich ein globales Emissions-
handelssystem nicht abzeichnet, 
soll die Europäische Union techno-
logieoffen die Implementation der 
effizientesten CO2-Vermeidungs-
hebel vorantreiben. 

 
Wir brauchen auch eine neue 
und gerechtere Finanzierung der 
europäischen Klimapolitik. Wir 
benötigen in Europa dringend 
eine ehrliche und transparente 
Debatte, woher dafür Milliarden  

 
 

 
Euro pro Jahr kommen und wofür 
es ausgegeben werden soll. 

 

Die Demokraten vertreten das 
Prinzip einer Belastung nach öko-
nomischer Leistungsfähigkeit, 
statt nach Energieverbrauch. Wir 
müssen diese Diskussion jetzt füh-
ren, um zum Ende des Jahrzehnts 
bessere Instrumente einführen zu 
können. 
 
Mit dem Ausbau in Deutschland 
muss der Ausbau des europäischen 
Stromnetzverbundes einhergehen, 
um den Lastausgleich zu optimie-
ren, aber auch um Effizienzpotenzi-
ale auszuschöpfen. Europäisches 
Wachstum benötigt den Ausbau 
der Energieinfrastruktur. 

 
Die Demokraten unterstützen das  
Ziel, die europäische Energieinfra 
struktur zügig zu modernisieren 
und umfassend auszubauen. 
Die Demokraten fordern bessere 
Rahmenbedingungen und Mittel 
für Innovationen des europäischen 
Übertragungsnetzausbaus und für 
die Entwicklung von Speicherkapa 
zitäten. 

 
Sie dürfen nicht zulasten des 
ebenso notwendigen Ausbaus der 
Verteilnetze in den Mitgliedstaaten 
und Regionen gehen.  

 

Notwendig sind auf allen Ebenen 
Investitionen, fördernde Netzent-
gelte sowie wirkungsvolle öffentli-
che Bürgschafts- und Förderpro-
gramme, um die Investitionsan-
reize für den Ausbau der Energie-
netze zu erhöhen. 

 

Der Prozess der Identifizierung 
der Projekte von europäischem 
Interesse muss für die Netzbetrei 
ber, die Energie erzeugende und 
verbrauchende Wirtschaft sowie 
für die BürgerInnen transparent 
gestaltet werden. 
Das Genehmigungsverfahren muss 
gegenüber der heutigen Dauer er 
heblich verkürzt werden. 

Die Demokraten fordern in der 
Wissenschafts- und Forschungs- 
tätigkeit mehr Anstrengungen, 
um mit intelligenten Netzen und 
Speicherkapazitäten die Schwan- 
kungen beim anfallenden Strom 
durch die regenerative Energiege- 
winnung auszugleichen. 

 
Dieser Weg kann nur gemein- 
sam umgesetzt werden! 
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